
Tarantel 
Zeitschrift der Ökologischen Plattform bei der LINKEN         

Nr.38                                                                                        
September 
III / 2007 

Konferenz: Klima & Energie - 
Macht - Arbeit in Hamburg
2.- 4. November 2007 

Erklärung des Bundestreffens der 
Ökologischen Plattform 

Johanna Scheringer-Wright
Umweltprobleme in Thüringen 

Oskar Lafontaine
Wirtschaftssysteme können 
ökologisch scheitern



Termine

klima & energie - macht – arbeit
Energiepolitische Konferenz der Linken

mit Mojib Latif, Angelika Zahrnt, Oskar Lafontaine, 
Wolfgang Methling, Eva-Bulling Schröter, Gregor Gysi 
u.v.a.

2.- 4. November in Hamburg, Beginn Freitag  Abend
Berufsförderungswerk Hamburg, August-Krogmann-
Straße 52, Hamburg
Veranstalter: Parteivorstand/ Bundestagsfraktion

weitere Informationen: 
www.oekologische-platform.de
http://die-linke.de/politik/themen/energiepolitik

Energiepolitische Konferenz DIE LINKE. Branden-
burg
29./30.09.2007, Stadthaus Cottbus, Beginn:10 Uhr
www.dielinke-brandenburg.de

Den Vorrang hat der Mensch. Alternativen zum 
Neoliberalismus
28. bis 30. September 2007
Theologische Hochschule Friedenau bei Magdeburg
An der Ihle 7a
Tel. 03921/916-160
Tagung der Internationalen Erich-Fromm-Gesellschaft 
www.erich-fromm.de

Regional wirtschaften - aber wie?
Ein Beitrag zum Tag der Regionen 2007: „regional 
und fair“

29. September 2007, 09:20-17:00 Uhr,
im Rathaussaal Hermsdorf, Eisenbergerstr.56, 07629 
Hermsdorf
Kostenbeitrag: 5 € 
Rosa-Luxemburg-Stiftung Thüringen e.V.
Käthe-Kollwitz-Str. 6, 07743 Jena, Tel. 03641-449432 
und attac thueringen.de
http://www.tag-der-regionen.de/index.php 

Treffen der LAG Ökologische Plattform Baden-
Württemberg 

29. September 2007, Stuttgart, Gewerkschaftshaus, 
Kellerschänke, Beginn 10.30 Uhr
u.a. als Referent eingeladen Marko Ferst
Kontakt: Wolfgang.Kaemmerer@LBBW.de

Editorial

Auf der Vorderseite der Tarantel ndet Ihr diesmal das 
Logo der Stromwechselkampagne. Unter www.strom
wechsel.de kann man sich die Unterlagen von vier 
Ökostromunternehmen anfordern. Auf Grund der aktu-
ellen Preiserhöhungen beim Strom dürften diese 
Anbieter in einigen Regionen schon günstiger sein als 
die vier Stromkonzerne. Alle großen Umweltverbände 
unterstützen dieses Portal, auf dem die Elektrizi-
tätswerke Schönau, Naturstrom, Greenpeace Energy 
und Lichtblick vorgestellt werden. Man kann sich die 
Unterlagen auch per Post schicken lassen. (Tel. 0800 
- 7 62 68 52, Werktags 9-17 Uhr) Ein wichtiges Merk-
mal ökologischen Stroms ist der Ausbau von Erneu-
erbarer Energien, der durch die Zertizierung eines 
Stromangebots garantiert wird. Bei Ökostromangebo-
ten sollten die Verbraucher darauf achten, ob und 
welche Zertizierung erfolgt ist, da viele Ökoange-
bote nur vorgetäuscht sind. Auf Fragen zum Anbieter-
wechsel und weitere Problemstellungen wird auf der 
Webseite ausführlich eingegangen.
Es gibt eine gute Nachricht. Als Ökologische Plattform 
haben wir 250 Parteimitglieder zusammen, die ihre 
schriftlichen Erklärungen zur Mitgliedschaft abgege-
ben haben. Damit hätten wir zwei reguläre Mandate 
für den nächsten Bundesparteitag gesichert, eines 
weniger, als wir bisher hatten. Ein großer Dank an 
alle, die mitgeholfen haben. Für die nächste Stufe von 
500 Mitgliedern müssen wir noch eine Weile wach-
sen. Allerdings steht im Statut auch, daß ein Zusam-
menschluß entweder in 8 Ländern mit anerkannten 
Landesverbänden existieren muß bzw. 0,5% der Mit-
gliedschaft sich zu uns schriftlich bekannt haben. 
Diese Hürde schaffen wir bisher in den Ländern Nord-
rhein-Westfalen, Niedersachsen, Baden-Württemberg, 
Hessen und Berlin. Eigene Landesverbände gibt es 
bisher in Sachsen und Brandenburg. (anerkannt?) 
Damit ihr sehen könnt, wo wir am ehesten die Hürde 
überspringen können, haben wir mal ausgerechnet, 
wo uns wieviel Mitglieder fehlen: Bayern 6 / Bran-
denburg 11 / Bremen 2 / Hamburg 3 / Mecklenburg-
Vorpommern 29 / Rheinland Pfalz 4 / Saarland 5 
/ Sachsen 43 / Sachsen-Anhalt 26 / Thüringen 27 
/ Schleswig Holstein 2 . Deutlich erkennbar ist, wo uns 
Parteimitglieder fehlen und es eigentlich nicht schwer 
ist die Hürde zu überschreiten. Bitte helft mit die kleine 
Lücke zu schließen. Die Erklärung ndet ihr auch 
unter www.oekologische-plattform.de (Button: „über 
uns“) Schriftlich zurückgemeldet haben sich zudem 
35 Sympathisanten. Der Kreis, der die Tarantel etc.  
bekommt, ist jedoch wesentlich größer. 225 Leute aus 
diesem Pool haben bisher keine Erklärung abgege-
ben. Wir vermuten, daß ein erheblicher Anteil davon 
Sympathisanten sind. Berücksichtigt sind auch nicht 
Kontakte, die über unseren E-Mail-Verteiler zusätz-
lich bestehen könnten. Insgesamt dürften wir auf 
einen aktiven und passiven Teil von 500-600 Leuten 
kommen. Der Tarantel liegt auch noch mal die 
Umfrage bei. Wir würden uns freuen, wenn noch  
Rückmeldungen kämen. Vielen Dank                                            

                                                           Marko Ferst
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Erklärung der Teilnehmer des Bun-
destreffens der Ökologischen Platt-
form bei der Linken am 30.06.2007 
in Uder/Thüringen

Wir, die Teilnehmer des Bundestreffens, begrüßen 
die vollzogene Fusion zwischen der Linkspartei.PDS 
und der WASG zu der neuen Partei DIE LINKE. Wir 
sehen darin den Anfang einer Entwicklung, die zu 
einer weiteren Sammlung und Stärkung linker Kräfte 
in Deutschland mit dem Ziel weitreichender Verän-
derungen der gesellschaftlichen Verhältnisse führen 
wird. Wir laden auch alle umweltinteressierten Men-
schen ein, sich zu beteiligen.
Angesichts der sich weiter zuspitzenden ökologischen 
Krise, insbesondere des nicht mehr aufzuhaltenden 
Klimawandels, sowie der dadurch offensichtlich wer-
denden Sensibilisierung der Bevölkerung für die 
Umwelt erhoffen wir uns von der neuen Partei auch 
eine Prolierung auf ökologischem Gebiet. Wir sehen 
uns in dieser Hoffnung durch die Aussagen des Vor-
sitzenden DER LINKEN, Oskar Lafontaine, auf dem 
Gründungsparteitag bestärkt. Er erklärte, dass die 
neue LINKE auch Partei der ökologischen Erneue-
rung sein wird: „Ein System, dass nur auf Mehrver-
brauch, Umsatz und Gewinnsteigerung orientiert ist, 
kann die ökologische Frage nicht lösen. Deshalb ist 
die grüne Formel von der ökologischen Marktwirt-
schaft ein Placebo. Nein, die Systemfrage wird durch 
die Umweltfrage gestellt. Das wissen wir, die Linke. 
Die anderen wissen es nicht.“ Diese Aussage, die in 
ihrer Klarheit und Zielrichtung so erstmalig von einem 
führenden Vertreter unserer Partei getroffen wurde, 
wird von uns sehr begrüßt und entschieden unter-
stützt.
Wir meinen, dass die mit den neueren Erkenntnissen 
über das Tempo der Erderwärmung wachsende Über-
zeugung von der Notwendigkeit stringenterer ökolo-
gischer Politik auch die bisherige Umweltpolitik der 
Linkspartei.PDS auf den Prüfstein stellt. Es geht dabei 
insbesondere um Teile grundsätzlicher programmati-
scher Aussagen wie auch aktueller Positionen in der 
Wirtschaftspolitik, die ökologische Aussagen und For-
derungen unserer Partei konterkarieren. Notwendig 
ist z. B. ein Verbot des Baus neuer Kohlekraftwerke 
und ein beschleunigter Ausstieg aus der Kohleförde-
rung zur Stromerzeugung. Viel energischer muss in 
Deutschland Energie gespart werden. Zu wenig wird 
noch auf ökologische Efzienztechnologien gesetzt. 
Unsere Lebens- und Wirtschaftsweise muss sich auf 
regionalere Räume einstellen.
Es geht darum, die Kongruenz ökologischer, wirt-
schaftlicher und sozialer Politik im Auftreten und 
Handeln der Linken so herzustellen, dass den Erfor-
dernissen des Schutzes unserer natürlichen Lebens-
grundlagen in allen wirtschaftlichen Entscheidungen 
endlich Rechnung getragen wird. Deshalb muss DIE 
LINKE dem „weiter so“ in der Vergeudung der Res-
sourcen und der Verseuchung der Umwelt lediglich im 

Interesse der Protmaximierung auch in allen Detail-
entscheidungen ein klares Nein entgegenstellen.
Andererseits müssen wir uns an den bereits in 
Gang gesetzten Klimawandel einstellen. Das hat z.B. 
Konsequenzen für Land- und Forstwirtschaft, Trink-
wasserversorgung und Küstenschutz. Sollten sich 
Szenarien für einen erheblich beschleunigten Klima-
wandel bestätigen, muss die gesamte Infrastruktur 
unserer Gesellschaft schnell und grundlegend verän-
dert werden.

Das „grüne Herz“ Deutschlands ?
- Umweltprobleme in Thüringen -

Johanna Scheringer-Wright

Auf dem Bundestreffen der Ökologischen Plattform 
der Partei DIE LINKE in Thüringen Anfang Juni 
2007 war das Schwerpunktthema regionale, regene-
rative Energiewirtschaft. Weitere aktuelle Umweltfra-
gen konnten aus Zeitgründen kaum diskutiert werden. 
Aus diesem Grund werden im folgenden die promi-
nentesten aktuellen Umweltprobleme in Thüringen 
dargestellt, mit denen sich DIE LINKE, Umweltver-
bände und Bürgerinitiativen außerparlamentarisch 
und parlamentarisch auseinandersetzen. 
Wie auch an unserem Tagungsort zum Bundestref-
fen zu sehen war, hat Thüringen eine reiche Natur- 
und Kulturlandschaft. Nach der Abwicklung und der 
Stilllegung der Industrien zu Beginn der neunziger 
Jahre hat sich die Umwelt scheinbar wieder erholt, 
insbesondere die Flüsse sind sauberer geworden. 
Seit Jahren aber stagniert diese Regeneration, ja 
es sind sogar wieder Verschlechterungen festzustel-
len, da die umweltpolitischen Weichenstellungen, wie 
sie von der CDU-geführten Landesregierung gemacht 
werden, gekennzeichnet sind von einer unkritischen 
Akzeptanz eines ungezügelten marktwirtschaftlichen 
Wachstums, und eines laissez-faire gegenüber Unter-
nehmen und großen Anlagenbetreibern. Was fehlt, ist 
eine ganzheitliche, umweltpolitische Analyse und ein 
Leitbild, die es ermöglichen, eine umweltverträgliche 
Erschließung und Nutzung der natürlichen und wirt-
schaftlichen Ressourcen zu gewährleisten. 
Der Flächenverbrauch und die Landschaftszerschnei-
dung durch Infrastrukturmaßnahmen sind in Thürin-
gen ungebrochen hoch. Der Bau neuer Straßen und 
Autobahnen, Gewerbegebiete auf der grünen Wiese, 
Müllverbrennungsanlagen und neu ausgewiesene 
Wohngebiete für Eigenheime verlangen Ausgleichs-
maßnahmen auf Flächen, die meist der Landwirt-
schaft entzogen werden. Der hohe Flächenverbrauch 
steht in krassem Widerspruch zum stetigen Bevölke-
rungsrückgang in Thüringen. 
Jüngstes Beispiel einer unangebrachten Infrastruktur-
maßnahme ist eine von Vattenfall beantragte 380 kV-
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Stromleitung über den Thüringer Wald, von der 20 
Schutzgebiete betroffen sind. Als Argument für den 
Bau der Leitung wird angeführt, dass Windstrom von 
noch zu errichtenden Windkraftanlagen an der Ostsee 
in das bayrische Schweinfurt geleitet werden solle. 
Dass gleichzeitig von Vattenfall auch ein Kohlekraft-
werk in Lubmin beantragt ist, und der dort erzeugte 
Kohlestrom dann auch eingespeist werden kann oder 
soll, wird von den Befürwortern der Leitung nicht the-
matisiert. Eine Studie, welche die dena (Deutsche 
Energie Agentur) als Entscheidungsgrundlage zur 
Trassenplanung herausgegeben hat, zeigt, dass es 
vor allem um die Expansion von Überlandnetzen geht, 
nicht zuletzt mit dem Ziel Strom besser handeln zu 
können.
Diese umstrittene 380 kV-Leitung zeigt gleichzeitig 
exemplarisch, dass es keine nachhaltige Energieer-
zeugung und -versorgung in Thüringen gibt, welche 
sowohl den Ansprüchen der Verbraucher, wie auch 
der Bewohner und der Umwelt gerecht wird. Aus der 
zentralen Frage der Energieversorgung zieht sich die 
öffentliche Hand immer weiter zurück. Demokratische 
Einussnahme wird auch dadurch verringert, dass bei 
den Energiekonzernen, die als börsennotierte Aktien-
gesellschaften organisiert sind, die öffentliche Hand, 
z.B. die Kommunen, immer weniger Anteile halten. 
An der EON Thüringer Energie halten die Kommunen 
noch 49% der Aktien. Viele Stadtwerke in Thüringen 
produzieren nicht mehr selbst, sondern nehmen nur 
noch Aufgaben als Verteiler wahr. Dadurch wird es 
für Kommunen auch schwieriger, Einuss auf Preis-
gestaltung, regenerative und regionale Energieer-
zeugung und nicht zuletzt auf den Klimaschutz zu 
nehmen. 
Thüringen hat einen vergleichsweise hohen Anteil 
an Bioenergie. 10% des Primärenergieverbrauches 
werden aus erneuerbaren Energien realisiert. Davon 
wiederum sind 8,5% aus nachwachsenden Rohstof-
fen, meist Raps generiert. Der Rapsanbau wurde auf 
knapp 20% der Ackeräche ausgedehnt, eine weitere 
Ausdehnung der Anbauäche wäre aus panzenbau-
lichen und ökologischen Gründen nicht nachhaltig. 
Holz als Heizmaterial ist beliebt, aber auch hier gibt 
es Grenzen der Nutzung, will man die Nachhaltigkeit 
und die Funktion des Waldes als Senke für CO2 nicht 
gefährden. Die Energieholzproduktion in Plantagen 
oder Agroforstsystemen steckt noch in den Kinder-
schuhen und ist hinsichtlich der hier herrschenden 
Standortbedingungen noch kaum erforscht. Es ist 
dringend geboten, auch für die Energiegewinnung 
aus Biomasse neue Wege, mit weiteren Energie-
panzen, zu erschließen, um die negativen Effekte 
einer Konkurrenz zwischen Nahrungsmittelproduktion 
und Energieproduktion zu vermeiden, und nachtei-
lige Auswirkungen auf die Bodenfruchtbarkeit, das 
Schädlingsgeschehen und die Kulturartendiversität zu 
verringern. Eine umwelt- und sozialverträgliche Ener-
gieversorgung aus Windkraft, Solar- und Geothermie 
und Kraft-Wärme-Koppelung wird in Thüringen wenig 
gefördert. Das wäre aber notwendig, wenn eine Ener-
giewende auch nur anvisiert werden soll. 

Die CO2 - Bilanz, die regelmäßig erstellt wird, zeigt, 
dass die Vermeidung von klimaschädlichen Gasen 
nicht konsequent genug angegangen wird. So ist fest-
zustellen, dass der Anteil des Verkehrs am Gesamt-
ausstoß an CO2 Äquivalenten stetig steigt, analog zum 
Verkehrsaufkommen insgesamt. Weiterhin werden die 
Emissionen, die durch die Erzeugung des importier-
ten Stroms entstehen, nicht in die Bilanz einbezogen, 
Es gibt in Thüringen eine Reihe guter Einzelprojekte 
im Bereich der Bioenergie, jedoch ist die bisherige 
Konzeption der Landesregierung zu oberächlich, um 
im Sinne des Klimaschutzes und der Nachhaltigkeit 
generell umzusteuern.
Eine weitere Auseinandersetzung, die gegenwärtig 
in Thüringen geführt wird, ist die über den Einsatz 
transgener Panzen. Flächenmäßig spielt der Anbau 
von gentechnisch veränderten Panzen keine große 
Rolle. Das Bundessortenamt und die Thüringer Lan-
desanstalt für Landwirtschaft führen an drei Standor-
ten, nämlich Dachwig, Friemar und Schwerstedt, auf 
insgesamt etwa 3000 m2 Sorten- und Panzenschutz-
versuche mit gentechnisch verändertem Mais im Frei-
land durch. Der Mais, der angebaut wird, ist MON 810, 
also jener, für den schon seit dem Jahr 2000 durch 
Studien nachgewiesen werden konnte, dass viele 
Insekten, insbesondere Schmetterlinge, von seinen 
Toxinen geschädigt werden. Die landwirtschaftlichen 
Betriebe in Thüringen haben bislang auf den Anbau 
des transgenen Maises verzichtet, obwohl inzwischen 
durch den Maiszünsler ernstzunehmende Ertrag-
seinbußen zu verzeichnen sind. Panzenbauliche 
Maßnahmen gegen den Maiszünslerbefall sind aus 
Sicht von Landwirten unter den gegebenen Produkti-
ons- und Wettbewerbsbedingungen zu aufwändig. In 
diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, dass 
der Maisanbau zu Futterzwecken in den letzten Jahr-
zehnten zu Lasten anderer Futterpanzen aufgrund 
seiner Vorzüglichkeit als Energielieferant überdurch-
schnittlich ausgedehnt wurde. Dadurch verringerte 
sich die Anzahl der Fruchtfolgeglieder, was wiederum 
die Ausbreitung maisspezischer Schädlinge fördert. 
Dieser Trend hin zu immer weniger Kulturarten, die 
großächig angebaut werden, sollte deshalb auch mit 
Blick auf die Energieproduktion aus Biomasse kri-
tisch hinterfragt, und die Erforschung und der Anbau 
alternativer, nicht transgener Panzenarten gefördert 
werden.
In Thüringen wurden Fortschritte im Bereich der Was-
serqualität der Fließgewässer erreicht. Jedoch sind 
immer noch diffuse Einträge aus der Landwirtschaft 
und den Hauskläranlagen zu verzeichnen. Im länd-
lichen Raum, in den kleineren Dörfern, sind immer 
noch fast 60% der Haushalte nicht an eine ausrei-
chende Abwasserreinigung angeschlossen. Die von 
der Landesregierung in früheren Jahren favorisierten 
Großkläranlagen wurden kostenmäßig völlig unver-
hältnismäßig auf die Bürger umgelegt. So gibt es 
neben dem ökologischen Problem der unzureichen-
den Abwasserreinigung in den ländlichen Gebieten 
auch den sozialen Sprengstoff der sehr hohen 
Anschlussgebühren. Die Abwasserreinigung im länd-


































